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leitung (100 000 Voltleitung) von der Haupt⸗Schalt⸗ und Umformungsſtelle bei Oſterath im Land» 
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(Nr. 11631.) Geſetz, betreffend Firma und Grundkapital der Seehandlung. Vom 25. Februar 1918. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
81. 

Die durch § 1 des Geſetzes wegen Erhöhung des Grundkapitals der See⸗ 
handlung vom 4. Auguſt 1904 (Geſetzſamml. S. 238) vorgeſchriebene Firma 
„Königliche Seehandlung (Preußiſche Staatsbanh)“ wird geändert in „Preußiſche 
Staatsbank (Königliche Seehandlung )“. ei 


8 2. | 
Das Grundkapital wird um einen Betrag bis zu 60 407 517,11 Mark 
erhöht. 
4) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Bereitſtellung des Erhöhungs⸗ 
kapitals Staatsſchuldverſchreibungen auszugeben. 

e) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatz ⸗ 
anweiſungen oder Wechſel ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der 
Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel werden von der Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden mittels Unterſchrift zweier Mitglieder ausgeſtellt. 

(6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörige Zinsſcheine 
und Wechſel können ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder auch nach einem 
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Ausgegeben zu Berlin den 20. März 1918. 
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beftimmten Wertverhältniſſe gleichzeitig auf in⸗ und ausländifche Währungen fo- 
wie im Auslande zahlbar geſtellt werden. 

(4) Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 

(5) Die Mittel zur Einlöſung von ene und Wechſeln können 
durch Ausgabe von Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen 
in dem erforderlichen Nennbetrage beſchafft werden. 

(6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Ein⸗ 
löſung fällig werdender Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt find, hat die 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters vierzehn 


Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung oder Amlaufs⸗ 


zeit der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit dem 
die Verzinſung oder Umlaufszeit der einzulöſenden Schatzanweiſungen oder Wechſel 
aufhört. 

c) Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins⸗ 
oder Diskontſatze, zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welcher Um⸗ 
laufszeit ſowie zu welchen Kurſen die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen 
und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. Ebenſo bleibt 
ihm im Falle des Abſ. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes ſowie der näheren 
Bedingungen für Zahlungen im Ausland überlaſſen. 

(3) Im übrigen find wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869, betreffend die Konſolidation 
a Staatsanleihen, (Geſetzſamml. S. 1197), des Geſetzes vom 8. März 

1897, betreffend die Tilgung von Staatsſehulden, (Geſetzſamml. S. 43) und des 
Geſetzes vom 3. Mai 1903, betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds für die 
Eiſenbahnverwaltung, (Geſetzſamml. S. 155) anzuwenden. 


SA. 
Mit der Ausführung dieſes Geſetzes wird der Finanzminiſter beauftragt. 


Urkundlich unter . Höchſteigenhändigen Unterſchrift und een 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Großes Hauptquartier, den 25. Februar 1918. 


(Siegel) Wilhelm. 
Graf v. Hertling. Friedberg. v. Breitenbach. Sydow. 
v. Stein. Graf v. Roedern. v. Waldow. Spahn. Drews. 
Schmidt. v. Eifenhart-Nothe Hergt. Wallraf. 
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(Nr. 11632.) Geſetz, betreffend Abänderung des Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetz— 
buche vom 20. September 1899 (Geſetzſamml. S. 177). Vom 2. März 1918. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: ö 
Einziger Artikel. f 

In Artikel 85 des Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche vom 
20. September 1899 werden hinter den Worten „Darlehnskaſſe uſw.) ſowie“ 
die Worte 

„die preußiſchen öffentlichen Sparkaſſen“, 

eingefügt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. a 

Gegeben Großes Hauptquartier, den 2. März 1918. 


(Siegel.) Wilhelm. 
Friedberg. v. Breitenbach. Sydow. v. Stein. 
Graf v. Roedern. v. Waldow. Spahn. Drews. 
Schmidt. v. Eiſenhart⸗Rothe. Hergt. Wallraf. 
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Mr. 11633.) Erlaß des Staatsminiſteriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent⸗ 
eignungsverfahrens bei der Erweiterung des Rangierbahnhofs Danzig lege 
Tor. Vom 8. März 1918. 


IL. Grund des § 1 der Allerhöchſten Verordnung, betreffend ein vereinfachtes 
Enteignungsverfahren zur Beſchaffung von Arbeitsgelegenheit und zur Beſchäftigung 
von Kriegsgefangenen, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der 
Faſſung der Verordnungen vom 27. März 1915 (Geſetzſamml. S. 57) und vom 
25. September 1915 (Geſetzſamml. S. 141) wird beſtimmt, daß das vereinfachte 
Enteignungsverfahren nach den Vorſchriften dieſer Verordnung bei der Erweite— 
rung des Rangierbahnhofs Danzig lege Tor an der Staatsbahnſtrecke Dirfchau- 
Danzig-Neufahrwaſſer, zu deren Ausführung das Recht zur Entziehung und zur 
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dauernden Beſchränkung des Grundeigentums durch die Allerhöchſten Erlaſſe vom 
4. Mai 1849 (Geſetzſamml. S. 174) und vom 29. Mai 1865 (Geſetzſamml. 
S. 626) verliehen worden iſt, Anwendung findet. 


Berlin, den 8. März 1918. 


Das Staatsminiſterium. 


Friedberg. v. Breitenbach. Sydow. Graf v. Roedern. 
v. Waldow. Spahn. Drews. Schmidt. 
v. Eiſenhart⸗Rothe. Hergt. Wallraf. 


(Nr. 11634.) Erlaß des Staatsminiſteriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent⸗ 
eignungsverfahrens bei der Herſtellung der Starkſtromleitung (100 000 Volt⸗ 
leitung) von der Haupt⸗Schalt⸗ und Umformungsſtelle bei Oſterath im Land⸗ 
kreiſe Crefeld nach einer bei Ratingen im Landkreiſe Düſſeldorf zu errichtenden 

x Haupt⸗Schalt- und Umformungsſtelle durch das Rheiniſch⸗Weſtfäliſche 
Elektrizitätswerk in Eſſen a. d. Ruhr. Vom 12. März 1918. 


Ai Grund des § 1 der Allerhöchſten Verordnung, betreffend ein vereinfachtes 
Enteignungsverfahren zur Beſchaffung von Arbeitsgelegenheit und Beſchäftigung 
von Kriegsgefangenen, vom 11. September 1914 Geſetzſamml. S. 159) in der 
Faſſung der Verordnungen vom 27. März und 25. September 1915 Geſetzſamml. 
S. 57 und 141) wird beſtimmt, daß das vereinfachte Enteignungsverfahren nach 
den Vorſchriften der Verordnung bei der Herſtellung der Starkſtromleitung 
(100 000 Voltleitung) von der Haupt⸗ Schalt⸗ und Umformungsſtellé bei Oſterath im 
Landkreiſe Crefeld nach einer bei Ratingen im Landkreiſe Düſſeldorf zu errichtenden 
Haupt⸗Schalt⸗ und Umformungsſtelle Anwendung findet, nachdem dem Rheiniſch⸗ 
Weſtfäliſchen Elektrizitätswerk, Aktiengeſellſchaft in Eſſen a. d. Ruhr, das Ent⸗ 
eignungsrecht für den Bau der Leitung durch den auf Grund Allerhöchſter 
Ermächtigung ergangenen Erlaß des Staatsminiſteriums vom 30. Juni 1916 
verliehen worden iſt. 


Berlin, den 12. März 1918. 


Das Sc ehen 


Friedberg. v. Breitenbach. Sydow. Graf v. Roedern 
v. Waldow. Sßahn. Drews. Schmidt. 
v. Eiſenhart⸗Rothe. Hergt. Wallraf. 
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